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Ein interessanter Fall der Typisierung von Norminhalten: 

Das Urteil des BSG vom 18.3.2003 – B 2 U 13/02 R – 
 

Seit dem Jahr 1993 sind Schäden an den Bandscheiben und den Wirbelkörpern im 

Bereich der Lendenwirbelsäule als Berufskrankheit (BK 2108) anerkannt. Neben den 

notwendigen Bemühungen, präventiv gegen diese Erkrankungen zu wirken, sind Kri-

terien erforderlich, anhand derer die Voraussetzungen einer solchen Berufskrankheit 

ermittelt werden können. Nicht zuletzt im Interesse der Versicherten müssen diese 

Instrumente einheitlich gestaltet sein. Dem ‚Mainz-Dortmunder-Dosis-Modell’ kommt 

dabei – wie in dem folgenden BSG-Urteil dargestellt – eine besondere Bedeutung zu. 
 
 
Wie immer sind Sie herzlich zur Diskussion eingeladen. Bitte teilen Sie uns auch Ih-

re E-Mail-Adresse mit, sofern uns diese noch nicht vorliegt. Vielen Dank ! 
 
 
 
Dr. Alexander Gagel 
Dr. Hans-Martin Schian 
Holger Wellmann
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Aussage: 
 
Bei der Ausfüllung von Nr. 2108 der Anlage zur Berufskrankheiten-Verordnung 
(BKV)1 kommt dem "Mainz-Dortmunder-Dosis-Modell" eine besondere Bedeu-
tung zu. 
 

Zusammenfassung: 
 
1. Der 1949 geborene Kläger war u.a. seit dem Jahre 1974 an einer Universal-Tisch-Bohr-

maschine eingesetzt, wobei er in nach vorn gebeugter Körperhaltung im Stehen arbeitete. 

Im Rahmen dieser Tätigkeit hatte er bis zum zwanzigmal täglich bis zu 25 kg schwere Ma-

terialkisten vom Boden aufzunehmen und auf der Abstellfläche des 85 cm hohen Arbeits-

tisches abzustellen. Ständige Werkzeugwechsel an der Bohrmaschine waren erforderlich; 

die bereits gestellten Werkzeuge mussten in ca. 80 cm Entfernung seitlich neben dem Kör-

per gegriffen und in die Aufnahme der Maschine eingeführt werden. Dabei war der Körper in 

verdrehter Stellung nach vorn gebeugt. Ein Abstützung mit der anderen Hand war nicht mög-

lich, da diese den Entriegelungshebel der Bohrfutteraufnahme bediente. Im Dezember 1999 

erfolgte die ärztliche Anzeige einer Berufskrankheit auf Grund von Wirbelsäulenbe-

schwerden des Klägers. Die Beklagte lehnte die Anerkennung der Berufskrankheit ab. Die 

vom Kläger als belastend empfundene Körperhaltung bei Bedienen der Tischbohrmaschine 

stelle keine extreme Rumpfbeugehaltung i.S. des Merkblatts für die ärztliche Untersuchung 

zur Berufskrankheit Nr. 2108 (BArbBl 3/1993 S. 50) dar. Die übrigen Belastungen hätten ei-

nen Dosis-Richtwert ergeben, der weit unterhalb des Wertes liege, bei dem grundsätzlich mit 

dem Risiko einer bandscheibenbedingten Erkrankung gerechnet werden müsse. 

Klage und Berufung hatten keinen Erfolg. Das BSG hat die Revision des Klägers zurückge-

wiesen. Die Anknüpfung an das im Wesentlichen von den Berufsgenossenschaften 

                                                 
1 Die Anlage 1 der Berufskrankheiten-Verordnung enthält in der Gruppe der durch physikalische Ein-
wirkung verursachten Berufskrankheiten zwei Positionen. Bei der BK 2108 handelt es sich um band-
scheibenbedingte Erkrankungen der Lendenwirbelsäule durch langjähriges Heben oder Tragen 
schwerer Lasten oder durch langjährige Tätigkeit in extremer Rumpfbeugehaltung, die zur Unterlas-
sung aller Tätigkeiten gezwungen haben, die für die Entstehung, Verschlimmerung oder das Wieder-
aufleben der Krankheit ursächlich waren oder sein können. Der Grenzwert laut ‚Merkblatt für die ärztli-
che Untersuchung zu Nr. 2108, Anlage 1, Berufskrankheiten-Verordnung (BKV)’ liegt bei Männern ab 
40 Jahren bei 20 kg. Solche Lastgewichte sind durch regelmäßiges Heben und Tragen mit einem er-
höhten Risiko für die Entwicklung bandscheibenbedingter Erkrankungen der Lendenwirbelsäule ver-
bunden. 



entwickelte Mainz-Dortmunder-Dosis-Modell bei der Ermittlung der tatsächlichen Be-

lastung der Wirbelsäule sei nicht zu beanstanden. 

 

2. Das Mainz-Dortmunder-Dosis-Modell (beschrieben bei Jäger u.a., Retrospektive Belas-

tungsermittlung für risikobehaftete Tätigkeitsfelder, ASUMed 1999,101) dient der Konkreti-

sierung des unbestimmten Rechtsbegriffs "langjähriges Heben oder Tragen schwerer 

Lasten" in der Anlage Nr. 2108 zur Berufskrankheiten-Verordnung. Dabei bedient es 

sich gesammelten ärztlichen Erfahrungswissens und lehnt sich inhaltlich an die amtliche Be-

gründung zur Einführung der Berufskrankheit Nr. 2108 an (BR-Drucks 773/92). Trotz noch 

vorhandener Mängel dieses Modells (kritisch: Becker, SGb 2001, 488, 491; Liebers/Caffier, 

ASUMed 2001, 447, 450; zusammenfassend: Hartmann, ASUMed 2002, 580) sieht es das 

BSG als gerechtfertigt an, es der Entscheidung zu Grunde zu legen, weil es "erstmalig eine 

von den Unfallversicherungsträgern einheitlich angewandte praktikable Arbeitsgrund-

lage für die Bemessung der belastungsbedingten Dosis in Bezug auf ein Erkrankungs-

risiko zur Verfügung" stellt. Es handelt sich um ein geeignetes Modell, um die kritische Be-

lastungsdosis eines Versicherten durch langjähriges Heben und Tragen schwerer Lasten für 

eine Arbeitsschicht und für das Berufsleben zu ermitteln und in Beziehung zu einem Erkran-

kungsrisiko zu setzen (vgl. Brandenburg, BG 2001, 365, 368; ASUMed 1999, 101, 102). 

Zwar arbeitet dieses Modell mit gewissen Vorgaben. Diese Vorgaben seien aber nicht frei 

gegriffen, sondern ihrerseits wiederum medizinische Erfahrungstatsachen, sie sich an den in 

epidemiologischen Studien über besonders belastete Berufe gewonnenen Werten orientier-

ten. 

 

3. Mit dieser Entscheidung geht das BSG einen Weg der Reduktion der rechtlichen Vor-

aussetzungen durch Typisierung im Interesse der Handhabbarkeit einer Norm. Diesen 

Weg ist das BSG schon öfter gegangen, wenn es darum ging, bei einer wegen der Vielzahl 

der Faktoren und Ausprägungen sowie Unsicherheiten nicht stringent anwendbaren Norm 

vergleichbare Entscheidungen zu ermöglichen. Dies gilt z.B. in der Rechtsprechung zur Be-



rufsunfähigkeitsrente für die Ankopplung der Wertigkeit einer beruflichen Tätigkeit an deren 

tariflichen Einstufungen (BSG SozR3-2200 § 1246 Nrn. 13 und 40) oder in der Rechtspre-

chung zu Erwerbsminderungsrenten, die Festlegung auf eine 500 m-Grenze bei der Wege-

fähigkeit (BSG SozR3-2200 § 1247 Nr. 10). 

Mit solchen Entscheidungen wird keine Norm geschaffen, sondern an einen typischen 

Tatbestand angeknüpft, der eine andere Betrachtung bei gesondert gelagerten Fällen 

zulässt. Voraussetzung ist neben der Sammlung von Erfahrungswissen die verbreitet über-

einstimmende Anwendung in der Praxis und/oder eine Normausfüllung durch das BSG. 

 

4. Leitlinien für die Begutachtung, die von Trägern oder Fachgesellschaften erarbeitet 

werden, beruhen auf Erfahrungswissen und enthalten Hinweise für medizinische Bewertun-

gen und Schlussfolgerungen. 

Hervorzuheben ist noch, dass es sich bei gesammeltem Erfahrungswissen um Tatsachen 

handelt, deren Feststellung den Tatsachengerichten unterliegt. Dies hat das BSG in die-

sem Urteil noch einmal betont (s. auch BSG SozR 3-2200 § 551 Nr. 16 S 83). 

 

 

 

 

 

 

___________________________________________________________________ 

Im Zusammenhang mit der oben dargestellten Thematik möchten wir Sie noch auf 

folgende Literaturstelle hinweisen: 

 

• Wolfgang Keller: Das antizipierte Sachverständigengutachten im Sozialrecht. 

In: Die Sozialgerichtsbarkeit 2003, S. 254. 


	Diskussionsforum Gutachten
	Ein interessanter Fall der Typisierung von Norminhalten:
	Das Urteil des BSG vom 18.3.2003 – B 2 U 13/02 R �




